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Mandanteninformation 

Februar 2024 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie halten die Mandanteninformation für den Monat Februar 2024 mit aktuellen Neuerungen und Urteilen in 
den Händen. 

Der Übersendung der Mandanteninformation können Sie jederzeit widersprechen, z. B. per E-Mail an 
info@erlanger-treuhand.de, telefonisch unter +49 9131 6906-725 oder in sonstiger Form, ohne dass hierfür 
andere als Übermittlungskosten nach den Basistarifen entstehen. 

Sollten Sie weitere Fragen bezüglich der Mandanteninformation oder der darin enthaltenen Themen haben, 
stehen Ihnen Ihre gewohnten Ansprechpartner der Erlanger Treuhand gerne zur Verfügung. 
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Termine März 2024 

 

 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig wer-
den: 

 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

11.03.2024 14.03.2024 11.03.2024 

Umsatzsteuer4 11.03.2024 14.03.2024 11.03.2024 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Sozialversicherung5 26.03.2024 entfällt entfällt 

 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des 
dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 
10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säum-
nis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. 
 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 
 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
 

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahres-
zahlern ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
 

5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 
fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kranken-
kassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Ein-
zugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.03.2024, 0 Uhr) vorliegen. 
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Personengesellschaften: Unsicherheiten bei der Grunder-
werbsteuer sind beseitigt 

 

Durch das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) wurde das Recht der 
Personengesellschaften mit Wirkung zum 01.01.2024 reformiert. Dadurch entstanden Unsicherheiten bei 
der Grunderwerbsteuer, die nun aber durch das Kreditzweitmarktförderungsgesetz „vom Tisch sind“. 
 
Hintergrund 

 
Durch das MoPeG erfolgen mit Wirkung ab 2024 wesentliche zivilrechtliche Änderungen für Gesell-
schaften des bürgerlichen Rechts und für weitere Personengesellschaften. Wie bei den Kapitalgesell-
schaften erfolgt ab dem 01.01.2024 eine strikte Trennung der Vermögenssphären zwischen Personen-
gesellschaft und Gesellschafter. 
 

Beachten Sie: Die durch das MoPeG erfolgten Änderungen haben insbesondere auch Auswirkungen auf 
die Grunderwerbsteuer.  
 

Durch das Wachstumschancengesetz sollte der Status quo mit seiner unterschiedlichen grunderwerb-
steuerrechtlichen Behandlung von Personen- und Kapitalgesellschaften (insbesondere im Bereich der 
Steuervergünstigungen der §§ 5 und 6 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG)) beibehalten werden. Es 
war vorgesehen, dass Personengesellschaften für Zwecke der Grunderwerbsteuer weiterhin als Gesamt-
hand fingiert werden – und zwar zunächst befristet für das Jahr 2024. Dadurch sollte Zeit gewonnen wer-
den, um den Anpassungsbedarf des Grunderwerbsteuergesetzes zwischen der Bundesregierung und den 
Ländern beraten zu können.  
 

Doch nun gab es ein Problem: Denn der Bundesrat hatte das Wachstumschancengesetz im November 
2023 gestoppt. Es wurde der Vermittlungsausschuss angerufen. Da im Jahr 2023 keine Einigung mehr er-
zielt werden konnte, drohte bei entsprechenden grunderwerbsteuerlichen Sachverhalten ab dem 
01.01.2024 der Worst-Case-Fall, d. h. eine Besteuerung.  
 

Dies konnte jedoch verhindert werden, weil die notwendigen Anpassungen nun im Kreditzweitmarktför-
derungsgesetz vorgenommen wurden. Damit bleibt (vorerst) alles beim Alten. Beispielsweise kann der 
Sohn in ein Einzelunternehmen aufgenommen werden und mit seinem Vater künftig eine OHG begründen, 
ohne dass durch diesen Übertragungsvorgang bei dem Betriebsgrundstück Grunderwerbsteuer ausgelöst 
würde.  
 

Beachten Sie: Erfreulich ist, dass der Gesetzgeber die zunächst beabsichtigte Übergangsfrist von einem 
Jahr auf drei Jahre verlängert hat. Demzufolge bleiben die grunderwerbsteuerlichen Vergünstigungen zu-
mindest bis Ende 2026 erhalten. 
 

Weiterführende Hinweise 
 

Zwei weitere zeitkritische Regelungen aus dem Wachstumschancengesetz wurden ebenfalls durch das 
Kreditzweitmarktförderungsgesetz umgesetzt: 
 

• Insbesondere zur Reduzierung des Vollzugsaufwands in der Finanzverwaltung wurde auf die Be-
steuerung der sogenannten Dezemberhilfe 2022 für Gas und Fernwärme verzichtet. Demzu-
folge wurden die §§ 123 bis 126 des Einkommensteuergesetzes (EStG) aufgehoben.  
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• Zudem waren bei der Zinsschrankenregelung Anpassungen erforderlich. Denn die Zinsabzugs-
beschränkung (§ 4h EStG und § 8a des Körperschaftsteuergesetzes) musste bis zum 31.12.2023 
an die Vorgaben der ATAD (Anti-Tax-Avoidance-Directive) angepasst werden. 

 

Quelle: Kreditzweitmarktförderungsgesetz, BGBl I 2023, Nr. 411 

 

 

 

 

 

Grundsteuerbewertung: neue Vorschriften auch verfas-
sungswidrig? 

 

Sind auch die (neuen) Vorschriften zur Bewertung der Grundsteuer verfassungswidrig? Entschieden ist 
diese Frage noch nicht, aber es tut sich etwas. Blickt man allein auf die Feststellung des Grundsteuer-
werts zum 01.01.2022 nach dem Bundesmodell, dann ist u. a. beim Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
eine Klage anhängig (Az. 3 K 3142/23). Zudem hat das Finanzgericht Rheinland-Pfalz zwei Eilanträgen 
stattgegeben. Die Verwaltung hat Beschwerde eingelegt (Az. beim BFH: II B 78/23 [AdV] und II B 79/23 
[AdV]). 

 

 

 

 

 

Wirtschafts-Identifikationsnummer ab Herbst 2024 

 

Die Wirtschafts-Identifikationsnummer (W-IdNr.) wird ab Herbst 2024 vergeben werden. Damit wird jede 
wirtschaftlich tätige natürliche Person, jede juristische Person und jede Personenvereinigung jeweils ein ein-
heitliches und dauerhaftes Merkmal zum Zwecke der eindeutigen Identifizierung in Besteuerungsver-
fahren erhalten. Darauf hat das Bundesfinanzministerium hingewiesen. 

 

Die Vergabe der W-IdNr. erfolgt wegen technischer und organisatorischer Anforderungen in Stufen. 
Sie setzt sich aus dem Kürzel „DE“ und neun Ziffern zusammen. Ergänzt wird die W-IdNr. durch ein 5-stelli-
ges Unterscheidungsmerkmal für einzelne Tätigkeiten, Betriebe oder Betriebsstätten (Beispiel für eine W-
IdNr.: DE123456789-00001). 

 

Die W-IdNr. dient zugleich auch als bundeseinheitliche Wirtschaftsnummer nach dem Unternehmensbasis-
datenregistergesetz. Das Unternehmensbasisdatenregister ist ein zentrales und ressortübergreifendes Vor-
haben zur Verwaltungsdigitalisierung und  
-modernisierung. Ziel des Basisregisters ist es, Unternehmen von Berichtspflichten zu entlasten, indem 
Mehrfachmeldungen der Stammdaten an unterschiedliche Register vermieden werden („Once-Only“-Prin-
zip). 
 

Quelle: BMF: Das ändert sich 2024, Mitteilung vom 28.12.2023  
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Sonderabschreibungen für den Mietwohnungsneubau: 
Neuregelungen in der Steuererklärung 2023 

 

Durch § 7b Einkommensteuergesetz (EStG) gilt eine Sonderabschreibung für den Mietwohnungsneubau. 
Grundsätzlich sollten nur Baumaßnahmen aufgrund eines nach dem 31.08.2018 und vor dem 01.01.2022 
gestellten Bauantrags oder einer in diesem Zeitraum getätigten Bauanzeige gefördert werden. Mit dem Jah-
ressteuergesetz 2022 wurde die Sonderabschreibung neu aufgelegt. Sie gilt für Bauanträge/-anzeigen 
nach dem 31.12.2022 und vor dem 01.01.2027. Für Wohnungen mit Bauantrag/-anzeige im Jahr 2022 
kommt demzufolge keine Sonderabschreibung in Betracht. 

 

Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung einer neuen Mietwohnung und in den folgenden drei Jahren 
können neben der „normalen“ Abschreibung bis zu 5 % Sonderabschreibungen geltend gemacht werden. 
Insgesamt können damit in den ersten vier Jahren bis zu 20 % zusätzlich zur regulären Abschreibung 
abgeschrieben werden. 

 

Beachten Sie: Die Wohnung muss im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden neun 
Jahren der entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken dienen. 

 

Im Unterschied zur bisherigen Regelung, die für „Altfälle“ weiter relevant ist, muss das Gebäude die Krite-
rien eines „Effizienzhaus 40“ mit Nachhaltigkeits-Klasse erfüllen. Dies ist durch das Qualitätssiegel 
Nachhaltiges Gebäude (QNG) nachzuweisen. 

 

Zudem wurden die beiden Kappungsgrenzen angepasst – und zwar wie folgt:  

 

• Die Anschaffungs-/Herstellungskosten der Wohnung dürfen maximal 4.800,00 EUR („Altfälle“: 
3.000,00 EUR) je qm Wohnfläche betragen.  

 

• Bei der Bemessungsgrundlage für die Abschreibung gilt eine Grenze von 2.500,00 EUR („Alt-
fälle“: 2.000,00 EUR) je qm Wohnfläche. 
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Offenlegung der Jahresabschlüsse 2022: keine Ord-
nungsgeldverfahren bis 02.04.2024 

 

Die Offenlegungsfrist für den Jahresabschluss für 2022 endete bereits am 31.12.2023 (gilt insbeson-
dere für AG, GmbH und GmbH & Co. KG). Das Bundesamt für Justiz (BfJ) hat nun aber mitgeteilt, dass es 
vor dem 02.04.2024 kein Ordnungsgeldverfahren einleiten wird. 

 

Hintergrund 

 

Für die Jahresabschlüsse für 2022 hat sich das Offenlegungsmedium geändert. Die Jahresabschlüsse 
sind nicht mehr beim Bundesanzeiger einzureichen, sondern zur Offenlegung an das Unternehmensregis-
ter zu übermitteln. Weitere Informationen erhalten Sie unter www.publikations-plattform.de. 

 

Kommt das Unternehmen der Pflicht zur Offenlegung nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nach, leitet das 
BfJ ein Ordnungsgeldverfahren ein. Das Unternehmen wird aufgefordert, innerhalb einer sechswöchigen 
Nachfrist den gesetzlichen Offenlegungspflichten nachzukommen. Gleichzeitig droht das BfJ ein Ordnungs-
geld an (regelmäßig in Höhe von 2.500,00 EUR). Entspricht das Unternehmen der Aufforderung nicht, wird 
das Ordnungsgeld festgesetzt. 

 

Beachten Sie: Ordnungsgeldandrohungen und Ordnungsgeldfestsetzungen können so lange wiederholt 
werden, bis die Veröffentlichung erfolgt ist. Die Ordnungsgelder werden dabei schrittweise erhöht. 

 

Mit der Androhung werden den Beteiligten die Verfahrenskosten auferlegt. Diese entfallen nicht dadurch, 
dass der Offenlegungspflicht innerhalb der gesetzten Nachfrist nachgekommen wird. 

 

Merke: Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a Handelsgesetzbuch) müssen nur ihre Bilanz (keinen Anhang 
und keine Gewinn- und Verlustrechnung) einreichen. Zudem können sie ihre Publizitätsverpflichtung 
durch Offenlegung oder dauerhafte Hinterlegung erfüllen. Hinterlegte Bilanzen sind nicht unmittelbar zu-
gänglich; auf Antrag werden sie kostenpflichtig an Dritte übermittelt. 

 

Quelle: BfJ  

 

 

 

 

  



 

Mandanteninformation • Februar 2024 • Seite 8 von 10 

 

 

Private Kranken-/Pflegeversicherung: Datenaustausch 
zwei Jahre später als geplant 

 

Der Datenaustausch zwischen den Unternehmen der privaten Kranken- und Pflegeversicherung, der 
Finanzverwaltung und den Arbeitgebern wurde um zwei Jahre verschoben. Neuer Starttermin ist nun der 
01.01.2026. Geregelt wurde dies im Kreditzweitmarktförderungsgesetz. 

 

Hintergrund 

 

Um bürokratischen Aufwand bei der (lohn-)steuerlichen Behandlung der Beiträge zu einer privaten Kranken- 
und Pflegeversicherung zu mindern, soll ein umfassender elektronischer Datenaustausch zwischen den 
Unternehmen der privaten Kranken- und Pflegeversicherung, der Finanzverwaltung und den Arbeitgebern 
eingeführt werden. 

 

Die entsprechenden Regelungen wurden mit dem Jahressteuergesetz 2020 beschlossen und mit dem Jah-
ressteuergesetz 2022 punktuell konkretisiert. Der gesetzlich vorgesehene Starttermin der Einführung des 
Datenaustauschs war der 01.01.2024. Dieser Termin verschiebt sich jetzt um zwei Jahre. Start ist somit 
nun der 01.01.2026. 

 

Beachten Sie: Die bisher geltenden Regelungen sind bis zur Einführung des Datenaustauschs weiterhin 
anzuwenden.  

 

Als Gründe für die Verschiebung werden in der Gesetzesbegründung zum Kreditzweitmarktförderungsge-
setz genannt:  
 

• Einerseits die Komplexität des technischen Verfahrens und  

• andererseits die Erkenntnis, dem Interesse der Arbeitnehmer an einem korrekten Lohnsteuer-
abzug vorher leider nicht vollumfänglich gerecht werden zu können. 

 

Quelle: Kreditzweitmarktförderungsgesetz, BGBl I 2023, Nr. 411 

 

 

 

 

Verbesserung bei der Mitarbeiterkapitalbeteiligung 

 

Durch das Zukunftsfinanzierungsgesetz (BGBl I 2023, Nr. 354) wurden die steuerlichen Rahmenbedin-
gungen für die Mitarbeiterkapitalbeteiligung verbessert. So steigt u. a. der steuerliche Freibetrag (gere-
gelt in § 3 Nr. 39 des Einkommensteuergesetzes (EStG)) ab 2024 von 1.440,00 EUR auf 2.000,00 EUR. 
Auch die in § 19a EStG geregelte aufgeschobene Besteuerung wurde modifiziert. 
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Die Bundesregierung muss sparen: Neue Einkommens-
grenzen beim Elterngeld 

 

Durch das Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 sinkt die Einkommensgrenze, bis zu der ein Anspruch 
auf Elterngeld besteht. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat die Neurege-
lungen wie folgt zusammengefasst: 

 

Für Geburten ab dem 01.04.2024 wird die Grenze des zu versteuernden Jahreseinkommens (Einkom-
mensgrenze), ab der der Anspruch auf Elterngeld entfällt, für gemeinsam Elterngeldberechtigte von 
300.000,00 EUR auf 200.000,00 EUR gesenkt. Zum 01.04.2025 wird sie für Paare nochmals auf 
175.000,00 EUR abgesenkt. Für Alleinerziehende wird ab dem 01.04.2024 eine Einkommensgrenze von 
150.000,00 EUR gelten. 

 

Außerdem wurde die Möglichkeit des gleichzeitigen Bezugs von Elterngeld neu geregelt. Ein gleichzei-
tiger Bezug von Basiselterngeld wird künftig nur noch für maximal einen Monat bis zum 12. Lebensmo-
nat des Kindes möglich sein. Ausnahmen für den gleichzeitigen Bezug wird es beim ElterngeldPlus, beim 
Partnerschaftsbonus sowie bei Mehrlingsgeburten und Frühgeburten geben. 

 

Beachten Sie: Weiterführende Informationen zum Elterngeld (inklusive Elterngeldrechner) erhalten 
Sie u. a. auf der Webseite des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

 

Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Elterngeld, Hintergrundinformation vom 
27.12.2023; Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024, BGBl I 2023, Nr. 412 

 

 

 

 

Verzugszinsen 

 

Für die Berechnung der Verzugszinsen ist der Basiszinssatz nach § 247 BGB anzuwenden. Die 
Höhe wird jeweils zum 01.01. und 01.07. eines Jahres neu bestimmt. 
 

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 01.01.2024 bis zum 30.06.2024 beträgt 3,62 Prozent.  
 

Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen: 
 

• für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 8,62 Prozent 
 

• für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 12,62 Prozent* 
 

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 29.07.2014 entstanden sind: 11,62 Prozent. 
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Die für die Berechnung der Verzugszinsen anzuwendenden Basiszinssätze betrugen in der Vergangenheit: 

 

Berechnung der Verzugszinsen 

Zeitraum Zins 

vom 01.07.2023 bis 31.12.2023 3,12 Prozent 

vom 01.01.2023 bis 30.06.2023 1,62 Prozent 

vom 01.07.2022 bis 31.12.2022 -0,88 Prozent 

vom 01.01.2022 bis 30.06.2022 -0,88 Prozent 

vom 01.07.2021 bis 31.12.2021 -0,88 Prozent 

vom 01.01.2021 bis 30.06.2021 -0,88 Prozent 

vom 01.07.2020 bis 31.12.2020 -0,88 Prozent 

vom 01.01.2020 bis 30.06.2020 -0,88 Prozent 

vom 01.70.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2019 bis 30.6.2019 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2018 bis 30.6.2018 -0,88 Prozent 

 

 

 

 

 

 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann. Eventuelle Änderungen, die 
nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissen-
hafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. 

Erlanger Treuhand GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Am Weichselgarten 28 • 91058 Erlangen 

Telefon +49 9131 6906-0 • Telefax +49 9131 6906-210 
Standort Nürnberg: Badstraße 5, 90402 Nürnberg 

Telefon +49 911 539929-0• Telefax +49 911 539929-20 

info@erlanger-treuhand.de • erlanger-treuhand.de 
 
Geschäftsführer: Tobias Troeger, Stefan Schmitz 

Amtsgericht Fürth HRB 5871 • Sitz Erlangen 

Erlanger Treuhand GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft 

Am Weichselgarten 28 • 91058 Erlangen 

Telefon +49 9131 6906-559 • Telefax +49 9131 6906-520 

info@eth-law.de • eth-law.de 
 
Geschäftsführer: Tobias Troeger, Dr. Cornelius Popp 

Amtsgericht Fürth HRB 6756 • Sitz Erlangen 
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